
Badische Heimat 4 / 2014 347»Los von Karlsruhe!«

Am 1. April 1935 wurde die bis dahin selbst-
ständige Gemeinde Knielingen auf Anord-
nung des badischen Gauleiters Robert Wagner 
nach Karlsruhe zwangseingemeindet.1 Es war 
der erste Vorgang dieser Art in der Fächer-
stadt seit der Machtübernahme der Natio-
nalsozialisten im Jahr 1933. Am 1. April 1938 
sollte mit Hagsfeld und Durlach auf die glei-
che Weise verfahren werden.2 Ende der 1940er 
Jahre kam es in Durlach und Knielingen etwa 
zeitgleich zu Ausgemeindungsbestrebun-
gen. Während diese in Durlach so weit gin-
gen, dass sogar der Verwaltungsausschuss des 
württemberg-badischen Landtags sich mit 
dieser Angelegenheit beschäft igte, blieben sie 
in Knielingen bei einem Strohfeuer, das ge-
löscht wurde, bevor es überhaupt richtig zu 
brennen begonnen hatte.3 Dieser Umstand 
ist möglicherweise der Grund dafür, dass es 
in der Karlsruher Stadtgeschichtsschreibung 
hierüber bisher zu keiner näheren Untersu-
chung gekommen ist.4

»Los von Karlsruhe!«
Die Ausgemeindungsbestrebungen Knielingens im Jahr 1949

René Gilbert

Das Flugblatt

»Einwohner von Knielingen! Knielingen, 
Euer Heimatort, eine uralte selbständige Ge-
meinde, wurde trotz heft igem Widerspruch 
seiner Bürger und Einwohner […] seiner Selb-
ständigkeit beraubt und der Stadt Karlsruhe 
einverleibt.«5 Mit diesen Worten begann jenes 
Flugblatt, das die 1946 gegründete Knielinger 
Bürger-Kommission, die Vorläuferorgani-
sation des 1959 gegründeten Bürgervereins 
Knielingen, im November 1949 herausgab, 
um bei den Knielingerinnen und Knielingern 
um Unterstützung für die Ausgemeindung 
aus Karlsruhe zu werben.

Konkret wurden zunächst die »gut 
geordnete[n] Verhältnisse« in Knielingen 
vor der Zwangseingemeindung gelobt. So be-
saß die Gemeinde »zirka 600 ha gut gepfl eg-
ten Wald«, »11 gemeindeeigene Gebäude« 
und hatte »ein modernes Schulhaus«. Dies 
in Verbindung mit der »eigene[n] Wasserlei-

Ende 1949 ließ die Bürger-Kommission des Karlsruher Stadtteils Knielingen ein Flugblatt dru-
cken und verbreiten, in dem sie die Ausgemeindung Knielingens von Karlsruhe forderte. Mit 
Argumenten, die sich bei näherer Betrachtung nahezu allesamt als unzutreff end herausstellten, 
versuchte sie die Knielinger Bevölkerung davon zu überzeugen, dass eine Loslösung Knielin-
gens von Karlsruhe ihnen mehr Vorteile einbringen würde als ein Verbleib in der Fächerstadt. 
Der Aufsatz gibt zum einen den Inhalt des Flugblattes bzw. die Argumente der Knielinger 
Bürger-Kommission für die Ausgemeindung wieder und zeigt zum anderen die Antwort bzw. 
Reaktion der Karlsruher Stadtverwaltung, die die Vorwürfe sachlich entkräft en konnte, sodass 
der Ausgemeindungsversuch über ein Strohfeuer nicht hinauskam.
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Flugblatt der Bürgerkommission Knielingen zur Ausgemeindung Knielingens aus Karlsruhe, 
November 1949, in: Stadtarchiv Karlsruhe 1/H-Reg. 2869.
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tung, Kanalisation, Friedhofh alle«, sowie der 
»rasche[n] Erledigung der Amtsgeschäft e auf 
dem eigenen Rathaus« bildeten »die Grund-
lagen der damals zufriedenen Gesamtbevöl-
kerung.«

Im weiteren Text des Flugblatts wurde 
schließlich der Eindruck erweckt, der Stadt-
teil habe seit Mitte 1935 auf nahezu allen Ge-
bieten Nachteile erlitten. So behauptete die 
Kommission beispielsweise, die Umlagen 
und sonstigen Abgaben seien »gewaltig er-
höht« worden, und in Knielingen fi nde keine 
Bautätigkeit statt. Außerdem wurde die Zeit 
»vor der Zwangsehe« gelobt, in der eine jähr-
liche Reinigung der Anlagen zur Be- und 
Entwässerung des Geländes und der »jetzt 
verschlammte[n] Alb« stattgefunden habe. 
Zusätzlich wies man auf »die holprigen Stra-
ßen und die teils unbefahrbaren Waldwege« 
hin. Auch wurden die »dunklen gefahrvol-
len Straßenkreuzungen« im Vergleich »mit 
der Straßenbeleuchtung in selbständigen Ge-
meinden« angeprangert.

Die seit Januar 1947 geführten Verhand-
lungen der Kommission mit der Karlsruher 
Stadtverwaltung »um eine gleiche Vereinba-
rung wie die der seinerzeit sich freiwillig ein-
gemeindeten Vororte Bulach und Daxlanden« 
waren ihrer Ansicht nach »an dem Verhalten 
der Stadtverwaltung Karlsruhe« gescheitert. 
Daher sah sich die Kommission, die betonte, 
jederzeit dazu bereit gewesen zu sein, »eine 
noch tragfähige Vereinbarung abzuschlie-
ßen«, nun dazu veranlasst, die Ausgemein-
dung aus der Fächerstadt anzustreben.6

Die Reaktion der 
Karlsruher Stadtverwaltung

Die Karlsruher Stadtverwaltung reagierte auf 
das Flugblatt insofern, als sie von verschie-

denen städtischen Ämtern eine interne Stel-
lungnahme zu den im Flugblatt gemachten 
Vorwürfen anforderte. Wie sich zeigen sollte, 
konnte von den Vorwürfen der Kommission 
nach deren Untersuchung durch die entspre-
chenden Ämter kein einziger aufrechterhal-
ten werden. Was den ersten Punkt der höhe-
ren Abgaben betraf, zitierte die Stadtverwal-
tung aus einem Artikel der NS-Zeitung »Der 
Führer« vom 13. März 1935, in dem bereits 
kurz nach der Eingemeindung die Meldung 
erschienen war, dass die Grund- und Gewer-
besteuern in Knielingen nach Sätzen erhoben 
worden waren, »die bei unbebautem Grund-
besitz und Gewerbebetrieb die gleiche Höhe 
wie in Karlsruhe [hätten], bei Wald, Gebäu-
den und Gewerbeertrag jedoch höher als in 
Karlsruhe [seien].«7 Da mit der Eingemein-
dung Knielingens dort die in Karlsruhe gel-
tenden Steuersätze eingeführt worden wa-
ren, hatten diese genau den gegenteiligen Ef-
fekt, nämlich eine steuerliche Entlastung der 
Knielinger Bürger zur Folge gehabt.

Als erste Behörde antwortete das Tiefb au-
amt zu den Punkten, die in seinen Zuständig-
keitsbereich fi elen. Es berichtete u. a. davon, 
dass die Alb bereits bei der Eingemeindung in 
einem derart schlammigen Zustand gewesen 
sei, dass Knielingen selbst von einem Ingeni-
eurbüro »einen Entwurf für deren durchgrei-
fende Regulierung«8 hatte erarbeiten lassen. 
Da der Entwurf nach Ansicht der Stadtver-
waltung jedoch unzureichend ausgearbeitet 
worden sei, habe sie dem Ingenieurbüro eine 
Abfi ndung gezahlt und die weiteren Planun-
gen selbst übernommen. Als der städtische 
Entwurf schließlich vorgelegen habe, konnte 
in den folgenden Jahren durch Baggerarbei-
ten »viel Schlamm aus der Alb entfernt wer-
den, sodass der Wasserspiegel sich wesentlich 
senkte und so die bessere Entwässerung der 
Niederung bei Knielingen ermöglichte.«9
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Der Ausbruch des Zweiten Weltkriegs 
setzte den Arbeiten freilich ein abruptes Ende. 
Durch die Sprengung der »Weitesten Brücke« 
wurde jedoch die Verschlammung der Alb 
wieder gefördert, und der Wasserspiegel stieg 
an. Da dies durch Kriegseinwirkung gesche-
hen war, konnte der Stadtverwaltung hierbei 
aber keine Verantwortung zugewiesen werden. 
Und auch was die Tiefentwässerung Knielin-
gens anging, die bereits zu Zeiten der Selbst-
ständigkeit »nicht in Ordnung war«, konnte 
die Stadtverwaltung Ergebnisse vorweisen, 
hatte sie doch vor dem Krieg damit begon-
nen, »mit hohem Aufwand einen besonderen 
Sammler zum Klärwerk Neureut«10 zu bauen, 
der die Grundlage für eine ordnungsgemäße 
Entwässerung der Gemeinde und der völligen 
Entwässerung der Alb von Abwässern unter 
Einhaltung des Wassergesetzes ermöglichte. 
Der vollständige Aus- und Umbau des Kanal-
netzes würde allerdings noch hohe fi nanzielle 
Mittel erfordern. Zudem konnte laut Tiefb au-
amt von einer Vernachlässigung der Straßen 
in Knielingen keine Rede sein. Diese würden 
»genauso gut instand gesetzt wie im Rest der 
Stadt auch« und hingen im Wesentlichen von 
der Verfügbarkeit »guter Baustoff e« ab. Dem-
nach kam das Tiefb auamt zu dem Ergebnis, 
dass in Knielingen »bisher im Verhältnis min-
destens so viel gebaut wurde wie sonst über-
all und dies […] auch weiterhin vorgesehen 
[sei].«11

Noch deutlichere Worte fand die städti-
sche Forstverwaltung in ihrem Schreiben an 
die Stadtverwaltung. Hinsichtlich der von 
der Kommission aufgestellten Behauptung 
über den Zustand der Wege im Knielin-
ger Gemeindewald sprach sie von einer 
»off ensichtliche[n] Irreführung der Knielinger 
Bevölkerung.«12 Demnach befanden sich die 
Waldwege »vor der Eingemeindung in einer 
derart schlechten Verfassung, dass sie kaum 

noch befahren werden konnten und dies aus-
nahmsweise nur bei günstiger Witterung.«13 
Nach der Eingemeindung habe die Forstver-
waltung »diese Schwierigkeiten beseitigt und 
normale Wegeverhältnisse geschaff en.«14 Da-
rüber  hinaus hätten die Knielinger Bürger ge-
genüber der Stadtverwaltung bekundet, dass 
in ihrem Stadtteil »noch nie so gute Feldwege 
bestanden, als nach der Eingemeindung.«15 
Abschließend stellte die Forstverwaltung fest, 
dass »der Gemeindewald Knielingen bezüg-
lich der Wegeinstandhaltung nicht schlechter 
behandelt [worden sei] als jeder andere Stadt-
walddistrikt«, und, die Kriegsjahre ausge-
nommen, »bereits beachtliche Mittel für die 
Aufrechterhaltung  guter Wegeverhältnisse im 
gesamten Stadtwald, somit auch für den Ge-
meindewald Knielingen, verwendet worden 
[seien].«16

Zuletzt konnte auch die Behauptung der 
mangelhaft en Straßenbeleuchtung entkräf-
tet werden. Die Abteilung IV der Karlsruher 
Stadtverwaltung, zuständig für die Straßen-
beleuchtung, erklärte hierzu, dass in Knielin-
gen »bereits Ende 1945 als einem der ersten 
Vororte die Beleuchtung an den wichtigsten 
Strassenkreuzungen und Verkehrsknoten-
punkten wieder eingerichtet«17 worden sei. 
Demgegenüber stand, »dass in Vororten wie 
Rüppurr oder Daxlanden, sowie in sonsti-
gen Stadtteilen, die überwiegend Gasbeleuch-
tung haben, die Wiederinbetriebnahme erst 
1947/48 vorgenommen wurde.«18 Zur Bautä-
tigkeit in Knielingen bezog die Stadtverwal-
tung insofern Stellung, als sie einer gerade in 
der Gründung befi ndlichen Knielinger Bau-
genossenschaft  »eine tatkräft ige Förderung 
im Rahmen des Wohnungsbauprogramms 
1950 zugesagt«19 habe.

Nachdem diese Informationen zusammen-
getragen worden waren, entschied Oberbür-
germeister Friedrich Töpper kurz vor Jahres-
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ende 1949, kein Gegenfl ugblatt zu veröff ent-
lichen.20 Vielmehr sollte abgewartet werden, 
bis weitere Schritte von Knielinger Seite un-
ternommen würden. Da die äußerst dünne 
Akte – sie umfasst je nach Zählweise fünf bis 
sieben Dokumente – an dieser Stelle abreißt, 
ist davon auszugehen, dass es von Seiten der 
Bürger-Kommission keine weiteren Bemü-
hungen gab, die Ausgemeindung Knielingens 
aus der Fächerstadt voranzutreiben.

Resümee

Auch wenn keine Aussage darüber gemacht 
werden kann, wie viel Knielinger Bürgerin-
nen und Bürger dem Aufruf der Kommission 
folgten und durch ihre Unterschrift  die Ak-
tion unterstützten, geht doch aus den Doku-
menten der Karlsruher Stadtverwaltung her-
vor, dass die Mehrheit der Knielinger einer 
Ausgemeindung nicht herbeiwünschte, weil 
sie eine Benachteiligung gegenüber den an-
deren Karlsruher Stadtteilen nicht erkennen 
konnte. Damit scheiterte der Plan der Kom-
mission eine Stimmung zu erzeugen, die mit 
jener aus dem Jahr 1928 vergleichbar gewe-
sen wäre, als die Bewohner überwiegend ihre 
Selbstständigkeit erhalten wollten, mit dem 
Ergebnis, dass der erste Eingemeindungsver-
such scheiterte, da er nur von der Arbeiter-, 
nicht aber von der mehrheitlichen Bauernbe-
völkerung befürwortet wurde.21

Es ist unklar, welche Gründe die Kommis-
sion überhaupt dazu bewogen hatten, eine 
Ausgemeindung aus der Fächerstadt anzu-
streben. Wahrscheinlich ist, dass der sich 
nach Kriegsende abzeichnende Bau der Sie-
mens-Werke in Knielingen eine wesentli-
che Rolle gespielt hat.22 Durch die daraus in 
der Zukunft  zu erwartenden hohen Gewer-
besteuereinnahmen hatte die Kommission 

wohl darauf spekuliert, dass der wieder ei-
genständigen Gemeinde dadurch mehr Vor-
teile entstünden, als sie bei einem Verbleib bei 
Karlsruhe jemals haben würde. Zudem dürft e 
auch der Beschluss des Karlsruher Gemeinde-
rats vom Oktober 1949, die von der Kommis-
sion geforderte Erhöhung des Bürgernutzens, 
einer Jahresrente für bezugsberechtigte Bür-
ger, von 60 DM auf 100 DM abzulehnen, sie in 
ihren Absichten bestärkt haben.23 Jedenfalls 
blieb dieser Versuch eine Episode und tat dem 
künft igen Verhältnis zwischen Knielingen 
und Karlsruhe keinen Abbruch. In der Folge-
zeit entwickelte sich der älteste urkundlich er-
wähnte Stadtteil Karlsruhes durch die Fertig-
stellung der Ölraffi  nerien am Rhein 1962/63 
und den Ausbau des Siemens-Standorts zum 
Siemens Industriepark Karlsruhe 1997 zu ei-
nem wichtigen Wirtschaft s- und Industrie-
standort innerhalb der Fächerstadt.

Anmerkungen

 1 Vgl. hierzu ausführlich Bürgerverein Knielin-
gen e.V. (Hg.), 1200 Jahre Knielingen 786–1986, 
Karlsruhe 1985, S. 299–308.

 2 Zu den Zwangseingemeindungen der 1930er 
Jahre in Karlsruhe vgl. Ernst Otto BRÄUNCHE, 
Residenzstadt, Landeshauptstadt, Gauhauptstadt. 
Zwischen Demokratie und Diktatur 1914–1945, 
in: Susanne Asche / Ernst Otto Bräunche / Man-
fred Koch / Heinz Schmitt / Christina Wagner, 
Karlsruhe – Die Stadtgeschichte, Karlsruhe 1998, 
S. 357–502, hier S. 384–388.

 3 Vgl. Manfred KOCH, Trümmerstadt – Residenz 
des Rechts – Zentrum der Technologieregion – 
Wechselvoller Weg in die Gegenwart, in: Susanne 
Asche / Ernst Otto Bräunche / Manfred Koch / 
Heinz Schmitt / Christina Wagner, Karlsruhe – 
Die Stadtgeschichte, Karlsruhe 1998, S. 519–673, 
hier S. 647.

 4 In dem vom Bürgerverein Knielingen herausge-
gebenen Band zum 1200. Geburtstag Knielin-
gens werden die Ausgemeindungsbestrebungen 
nicht erwähnt. In der Karlsruher Stadtgeschichte 
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von 1998 wird auf sie lediglich in einem Ne-
bensatz (freilich mit Quellenangabe) verwiesen. 
Einzig in dem Begleitband zur 1200-Jahr-Feier 
Knielingens wird die Th ematik in einem Ab-
satz angesprochen. (Vgl. KOCH, Trümmerstadt, 
S. 647; STADT KARLSRUHE (Hg.), Karlsruher 
Stadtteile – Knielingen, Ausstellung der Stadt-
geschichte im PrinzMaxPalais, Karlsruhe 1986, 
S. 33.)

 5 Stadtarchiv Karlsruhe (StadtAK) 1/H-Reg. Nr. 
2869 (Flugblatt der Knielinger Bürger-Kommis-
sion v. November 1949).

 6 Alle vorherigen Zitate ebd.
 7 Der Führer v. 13. März 1935.
 8 StadtAK 1/H-Reg. Nr. 2869 (Schreiben des städ-

tischen Tiefb auamts an die Finanzabteilung der 
Stadt Karlsruhe v. 3. Dezember 1949).

 9 Ebd.
10 Ebd.
11 Ebd.
12 Ebd. (Schreiben der städtischen Forstverwaltung 

an die Finanzabteilung der Stadt Karlsruhe v. 2. 
Dezember 1949).

13 Ebd.
14 Ebd.
15 Ebd. (internes Schreiben der Karlsruher Stadtver-

waltung v. 9. Dezember 1949).
16 Ebd. (Schreiben der städtischen Forstverwaltung 

an die Finanzabteilung der Stadt Karlsruhe v. 
2. Dezember 1949).

17 Ebd. (Schreiben der Abteilung IV an die Finanz-
abteilung der Stadt Karlsruhe v. 2. Dezember 
1949).

18 Ebd.
19 Ebd. (internes Schreiben der Karlsruher Stadtver-

waltung v. 9. Dezember 1949).
20 Ebd. (interner Aktenvermerk v. 28. Dezember 

1949).
21 Vgl. BRÄUNCHE, Residenzstadt, S. 385.
22 Vgl. Manfred KOCH, Karlsruher Chronik. Stadt-

geschichte in Daten, Bildern, Analysen, Karls-
ruhe 1992 (= Veröff entlichungen des Karlsruher 
Stadtarchivs, Bd. 14), S. 190.

23 Vgl. StadtAK 3/B Nr. 1577 (Gemeinderatsproto-
kolle 1949, Sitzung vom 11. Oktober), S. 459–463, 
hier S. 462.
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